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Baurecht. Legt ein Bauherr beim Abriss
einer Doppelhaushälfte die gemeinsame
Giebelwand frei und schützt sie nicht vor
Witterung, haftet er dem Nachbarn
verschuldensunabhängig auf Ausgleich der
dadurch verursachten Schäden.

OLG Düsseldorf, Urteil vom 20. Juli 2026,
Az. 9 U 94/25

Bauherr muss die Haushälfte
des Nachbarn schützen
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DER FALL

Die Parteien sind Eigentümer benachbar-
ter Grundstücke, die ursprünglich mit
einem Doppelhaus samt gemeinsamer
Giebelwand bebaut waren. Die Beklagten
ließen ihre Doppelhaushälfte abreißen
und ein Einfamilienhaus errichten. Die
Giebelwand lag danach offen und war
während eines Baustopps der Witterung
ausgesetzt. Eine später angebrachte Folie
wurde im Zuge des Neubaus abschnitts-
weise entfernt und nicht ordnungsgemäß

wiederhergestellt. Der Nachbar meldete
bereits während der Arbeiten den Eintritt
von Feuchtigkeit. In den angrenzenden
Räumen breiteten sich die Schäden aus.
Ein Privatsachverständiger stellte Durch-
feuchtung und Schimmel fest. Der Nach-
bar verlangte Ersatz der Sanierungskos-
ten, die Feststellung der Ersatzpflicht für
weitere Schäden und die Erstattung vor-
gerichtlicher Anwaltskosten. Das Landge-
richt gab der Klage statt.
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DIE FOLGEN

Das OLG Düsseldorf wies die Berufung
der Bauherren zurück. Der Anspruch des
geschädigten Nachbarn folgt analog dem
nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch
aus § 906 Abs. 2 S. 2 BGB. Ein Verschulden
ist dafür nicht Voraussetzung. Für den
Ausgleichsanspruch erforderlich ist, dass
der Eigentümer oder Besitzer für den
Schaden verantwortlich ist und ihn eine
Sicherungspflicht für den gefahrenträchti-

gen Zustand seines Grundstücks trifft.
Dies bejahte das OLG: Die Bauherren hat-
ten durch Abriss und Neubau die Gefahr
geschaffen und konnten sie beherrschen.
Die Beauftragung einer fachkundigen
Baufirma entlastet sie davon nicht. Der
Nachbar konnte die Gefahr nicht früh
genug erkennen und war so faktisch
gehindert, die Einwirkung mit gerichtli-
chem Schutz rechtzeitig zu unterbinden.
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WAS IST ZU TUN?

Bauherren sollten den Schutz der Nach-
barwand vor Arbeitsbeginn planen und
fortlaufend kontrollieren. Freigelegte Gie-
bel- und Trennwände müssen ununter-
brochen vor Regen und Durchfeuchtung
geschützt werden. Provisorien sind
besonders bei Baustopps undBauphasen-
wechseln aufDichtheit zuprüfen.DieVer-
antwortung hierfür bleibt beim Bauherrn,
auch wenn dieser Architekten und Unter-
nehmen beauftragt hat. Bauherren sollten
sinnvollerweise die Sicherungsmaßnah-
men schriftlich festlegenundeine Fotodo-

kumentation anfertigen. Nachbarn sollten
erkennbare Feuchtigkeit unverzüglich
schriftlich anzeigen, dokumentieren und
gegebenenfalls sachverständige Hilfe ein-
holen. Frühzeitiges Handeln erleichtert
die Schadensaufklärung und begrenzt
weitere Schäden. Ist rechtzeitige Abwehr
wegen der zunächst nicht erkennbaren
Gefahr faktisch ausgeschlossen, kommt
ein nachbarrechtlicher Ausgleichsan-
spruch in Betracht.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian

Hauck
von Hauck Schuchard

Quelle: Hauck Schuchardt

Mietrecht. Gewerbemieter müssen in den
Mieträumen keinen Geschäftssitz haben.
Vermieter müssen für Zustellungen die
aktuelle Geschäftsanschrift recherchieren.

OLG Hamburg, Urteil vom 7. Oktober 2025,
Az. 4 U 48/25

Für die Kündigung braucht
es die Geschäftsadresse
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DER FALL

Ein Mieter mietet in Hamburg ab März
2023 rund 315 qm Bürofläche für mindes-
tens 61Monate zu einer Monatsmiete von
ca. 7.800 Euro. Bereits 2023 zahlt er mehr
als 8.500 Euro zu wenig. Ende 2023 verlegt
er den Firmensitz nachHeilbronn.Den im
Handelsregister eingetragenen Wechsel
teilt er dem Vermieter nicht mit. Nach
weiteren Zahlungsrückständen kündigt
der Vermieter dem Unternehmen 2024
fristlos. Die Kündigung überbringt ein
Hausverwalter. Eine Mitarbeiterin eines
Untermieters nimmt sie am 15. August
2024 entgegen und quittiert den Empfang.
DerMieter bestreitet den Zugang: Er habe

dort weder Geschäftsräume noch Mit-
arbeiter. Die Anwälte des Vermieters
erklären nach einemTermin imApril 2025
am selben Tag erneut die fristlose Kün-
digung, nachdem die Miete für Januar
bis März 2025 nicht gezahlt wurde. Das
Landgericht gibt der Räumungsklage statt
und wertet bereits die Kündigung vom
15. August 2024 als zugegangen. Als
Grund nennt das LG die trotzmietvertrag-
licher Pflicht unterlassene Mitteilung, die
ein schwerwiegender Treueverstoß sei.
Der Mieter habe wegen Zahlungsrück-
ständen jederzeitmit fristloser Kündigung
rechnen müssen.
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DIE FOLGEN

Das OLG hingegen lehnt den wirksamen
Zugang der Kündigung vom 15. August
2024 ab. Selbst bei identischer Geschäfts-
führerin von Mieter und Untermieter war
die Mitarbeiterin des Untermieters keine
Empfangsbotin des Mieters. Die fehlende
Mitteilung der neuen Geschäftsanschrift
reicht für einen schwerwiegenden Treue-
verstoß aus OLG-Sicht nicht, daher schei-

det Zugangsfiktion aus. Vermieter oder
Hausverwaltung hätten mit wenig Auf-
wand die Adresse im Handelsregister
herausgefunden. Wirksam beendet die
imProzess nachgeschobene außerordent-
liche Kündigung vom 3. April 2025 das
Mietverhältnis. Wegen drei ausstehenden
Mieten für Januar bis März 2025 bestätigt
das OLG das Räumungsurteil des LG.
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WAS IST ZU TUN?

Für die Kündigung eines Gewerberaum-
mietverhältnisses muss der Vermieter
oder seine Hausverwaltung die aktuelle
Geschäftsanschrift des Mieters recher-
chieren und das Kündigungsschreiben
dorthin adressieren. Eine Zugangsfiktion
scheidet laut OLG aus, wenn der Mieter
nur versäumt, seine neue, im Handelsre-
gister ersichtliche Anschrift mitzuteilen,
selbst wenn er sich dazu im Mietvertrag

verpflichtet hat, da diese eine schwerwie-
gende Pflichtverletzung voraussetzt. Geht
eine außerordentliche Kündigung nicht
zu und scheitert, kann eine Prozesskündi-
gung im laufendenVerfahrendasMietver-
hältnis wegen eines neuen Kündigungs-
grundswirksambeenden. Der vomMieter
gerügte § 174BGBgilt nicht fürKündigung
durch Prozessbevollmächtigte.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwältin
Sabine Sievers

von O&P
Oberthür & Partner

Quelle: Oberthür

Öffentliches Recht. Wenn öffentliche
Interessen gewichtiger sind als
Denkmalschutzbelange, kann eine
denkmalrechtliche Erlaubnis erteilt werden.
Die Anforderungen sind aber hoch.

OVG Münster, Beschluss vom 29. Mai 2026,
Az. 10 A 1662/25

Denkmalrechtliche Erlaubnis hänggt
von öffentlichem Interesse ab
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DER FALL

Der Eigentümer eines denkmalgeschütz-
ten Wohn- und Geschäftshauses wollte
das Gebäude abreißen lassen, um an glei-
cher Stelle elf statt der bisherigen sechs
Wohnungen zu errichten. Er argumen-
tierte unter anderemmit dem angespann-
ten Wohnungsmarkt und berief sich auf
das neue Denkmalschutzgesetz in Nord-
rhein-Westfalen.DasGericht befasste sich

mit der Frage, unter welchen Vorausset-
zungen eine denkmalrechtliche Erlaubnis
zur Beseitigung eines Baudenkmals nach
§ 9 Abs. 3 DSchG Nordrhein-Westfalen zu
erteilen sei. Die Richter wogen insbeson-
dere zwischen Anforderungen des Denk-
malschutzes und öffentlichen Interessen
wie dem Wohnungsbau ab.
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DIE FOLGEN

Das OVG stellt klar, dass die Erteilung
einer solchen Erlaubnis eine Abwägung
voraussetzt, bei der das öffentliche Inte-
resse an der Maßnahme die Belange des
Denkmalschutzes nachweislich überwie-
gen muss. Eine Privilegierung des Woh-
nungsbaus sehe das Gesetz nicht vor. In
den Entscheidungsgründen zu dem kon-
kreten Fall führt das Gericht aus, dass der
Kläger die tragenden Annahmen des
Verwaltungsgerichts nicht substantiiert
infrage gestellt habe. Der Kläger hatte für
seinen Abbruchantrag eine statische
Begutachtung eines Diplomingenieurs
zur baulichen Verfassung des Objekts
sowiemehrere E-Mails zu Beweiszwecken

vorgelegt. Das Denkmalamt hatte hinge-
gen durch seine Fachamtsmitarbeiter für
das Gericht nachvollziehbar dargelegt,
dass die denkmalschutzwürdige Substanz
erhaltenwerden könne. Die Erhaltung des
Denkmals sei demnach möglich. Der Klä-
ger hat aus Sicht des OVG die Unzu-
mutbarkeit der Erhaltung insbesondere
aus wirtschaftlichen Gründen nicht nach-
gewiesen. Die vom Kläger vorgelegten
Beweismittel genügten den Richtern
nicht, um die Feststellungen zur bauli-
chen Erhaltungsfähigkeit und zur Denk-
malaussage zu erschüttern.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Planung von Vorhaben mit Denk-
malschutzaspekten ist zu berücksichti-
gen, dass die Gerichte den Aussagen der
Mitarbeiter der Denkmalschutzämter
eine hohe Sachkunde zusprechen. Sie
werden nicht nur förmlich als „Beklagte“
angesehen, sondern eher als Berater und
Fachleute. Daher ist es unbedingt erfor-
derlich, eigenendenkmalfachlichenSach-

verstand bereits bei der Antragstellung
durchSachverständigebeizubringen, spä-
testens aber im Verfahren. Das der Ent-
scheidung zugrunde liegende DSchG ent-
spricht weitgehend allen Denkmalschutz-
gesetzen der Bundesländer und ist somit
bundesweit von Bedeutung.

(redigiert von Midia Nuri)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax
Perchtold & Partner

Quelle: Euprax

Steuerrecht. Der Nachweis einer kürzeren
wirtschaftlichen Nutzungsdauer eines
Betriebsgebäudes zur Ermittlung einer
höheren Gebäudeabschreibung ist zulässig.

FG München, Urteil vom 26. Juni 2026,
Az. 8 K 1147/23

Kürzere Nutzungsdauer
rechtfertigt höhere Abschreibungg
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DER FALL

Die Klägerin erwarb 2017 eine im Jahr
1969 errichtete Betriebshalle und vermie-
tete diese. IndenSteuererklärungenberief
sie sich auf eine kürzere tatsächliche Nut-
zungsdauer als die gesetzlich typisierte
Nutzungsdauer von 50 Jahrenundmachte
entsprechend eine deutlich höhere AfA
geltend. Zum Nachweis legte sie ein Gut-
achten eines öffentlichbestellten Sachver-

ständigen vor. Dieser ermittelte unter
Anwendung der Methoden der Immo-
WertV und unter Berücksichtigung des
Modernisierungszustands eine wirtschaft-
liche Restnutzungsdauer von 18 Jahren.
Das Finanzamt erkannte dies nicht an und
vertrat die Ansicht, die Voraussetzungen
für eine verkürzte Nutzungsdauer seien
nicht gegeben.
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DIE FOLGEN

Das FG München gab der Klage statt.
Nach Auffassung des Gerichts kann eine
verkürzte Nutzungsdauer auch durch ein
Gutachten nachgewiesen werden, das die
Restnutzungsdauer modellhaft anhand
der ImmoWertV ermittelt. Eine bestimmte
Gutachtenmethode oder ein Bausub-
stanzgutachten sindnicht zwingend erfor-

derlich. Entscheidend ist vielmehr, dass
das Gutachten die individuellen Verhält-
nisse des Objekts nachvollziehbar wür-
digt. Das Gericht folgte daher dem von
der Klägerin beauftragten Privatgutachten
und erkannte eine Restnutzungsdauer
von 18 Jahren an. Dadurch erhöhte sich
die AfA erheblich.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil stärkt die Möglichkeiten, bei
älteren vermieteten Immobilien eine
höhere AfA durchzusetzen. Besonders
bedeutsam ist die Aussage des Gerichts,
dass zum Nachweis einer kürzeren Nut-
zungsdauer nicht zwingend ein techni-
sches Bausubstanzgutachten erforderlich
ist. Aufgrund des FG-Urteils kann statt-
dessen auch ein Verkehrswertgutachten
mit einer sachverständigenRestnutzungs-
dauerermittlung nach der ImmoWertV
ausreichen. Für die Praxis kommt es laut
FG entscheidend darauf an, dass sich das
Gutachten mit den konkreten Gegeben-
heiten des Objekts auseinandersetzt. Be-
rücksichtigt werden sollten insbesondere
Alter, Modernisierungszustand, Instand-

haltungen und unterlassene Investitio-
nen. Reine Tabellenwerte oder schema-
tische Berechnungen genügen nicht.
Ebensowichtig: DieNutzungsdauer ist auf
den Erwerbszeitpunkt und nicht auf den
späteren Zeitpunkt der Gutachtenerstel-
lung zu ermitteln. Das Urteil bietet damit
eine gute Argumentationsgrundlage für
Vermieter, die bei älteren Gebäuden eine
kürzere wirtschaftliche Nutzungsdauer
geltend machen möchten. Voraussetzung
bleibt jedoch ein sorgfältig begründetes
Sachverständigengutachten, das die ob-
jektspezifischen Besonderheiten nach-
vollziehbar dokumentiert.

(redigiert von Midia Nuri)

ANZEIGE


